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Weg des Transportes AAY" von Theresienstadt nach Baranowitschi nach. Karl Braun 
von der Prager Karls-Universität macht sich lesenswerte Gedanken über „Peter Kien 
oder Ästhetik als Widerstand", Jaroslava Milotová forschte über „Theresienstadt in 
den Akten des Londoner Exils" und Miroslava Benešová über „Das Konzentrations­
lager Leitmeritz und seine Häftlinge". Zlatuše Kukaňová und Lenka Matušíková 
publizieren unter der Überschrift „Wertvolle Quellen zur Geschichte des Theresien­
städter Ghettos" Informationen zu Geburten und Eheschließungen im Ghetto. Im 
Dokumententeil werden die Darstellung Otto Zuckers über die Entwicklung in The­
resienstadt in den Jahren 1941 bis 1943 und Auszüge aus dem Tagebuch von Erich 
Kessler für die Zeit kurz vom Abgang der Todesmärsche am 20. April 1945 bis zum 
11. Mai 1945 veröffentlicht. 

Daß die neue, breitere Sichtweise auf Theresienstadt sich nicht nur auf die Wissen­
schaft beschränkt, zeigt ein vom Prager Ministerium für Schulwesen, Jugend und 
Sport empfohlenes Lesebuch, das Marie Bezchlebová, Anita Franková und Eva 
Stichová unter dem Titel Cesta - ál neznámý für den Geschichts-, Staatsbürger­
kunde- und Literaturunterricht an Mittelschulen bzw. Gymnasien zusammengestellt 
haben. 

Dementsprechend ist das Buch eine - geglückte - Mischung aus literarischen, 
(auto-)biographischen und historischen Texten, die über den durch den pädago­
gischen Zweck bedingten Anspruch hinaus ein repräsentatives Bild dessen geben, 
was sich in und um Theresienstadt herum begab. Kindergedichte und -Zeichnungen 
sind ebenso vertreten wie Erinnerungen von Ghetto-Insassen und literarische Texte 
etwa von Karel und Josef Čapek, Karl Poláček, Ota Pavel, Norbert Frýd, Arnošt 
Lustig, Viktor Fischl (Avigdor Dagan), Josef Bor, Hanuš Bonn, Jiří Orten, Karel 
Fleischmann, František Halas, Jaroslav Seifert und Ivan Klima - jeweils versehen 
mit Hinweisen zur praktischen Unterrichtsgestaltung. Ein Musterbeispiel dafür, 
wie sich Schulbücher mit der Holocaust-Thematik auseinandersetzen können und 
sollten. 

Großostheim H e l m u t T e u f e l 

Československo-polská jednání o konfederaá 1939-1944. Československé diploma­
tické dokumenty. Hrsg. v. Ivan Šťovíček in Zusammenarb. mit Jaroslav Valenta. 

Historický ústav Armády České republiky, Praha 1994, 656 S. in 4 Heften. 

Czechoslovak-Polish Negotiations of [sic] the Establishment of Confederation and 
Alliance 1939-1944. Czechoslovak Diplomatie Doeuments. Hrsg. v. Ivan Šťovíček 
und Jaroslav Valenta. 

Vydavatelství Univerzity Karlovy/Historický ústav Akademie věd České republiky, Prague 
1995, 449 S. 

Zwei inhaltlich identische, nur sprachlich unterschiedliche Dokumentensammlun­
gen sind zu beurteilen. Für die englische Ausgabe haben die Herausgeber einen Kom­
promiß gewählt: Die historische Einführung Valentas und die editorische Šťovíčeks 
wurden übersetzt, knappe englische Zusammenfassungen den Dokumenten in Origi­
nalsprache vorangestellt und auch die Verweise und Anmerkungen zu den einzelnen 
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Dokumenten übersetzt. Der Titel der englischen Ausgabe geht mit „Konföderation 
und Bündnis" stärker auf das tschechische Verhandlungsziel ein, als die Überschrift 
„Konföderation" der tschechischen Ausgabe. 

Valentas historische Einführung liest sich wie ein weiteres Memorandum Edvard 
Benešs. Nicht mit einem einzigen Wort werden Verhandlungsziele und Vorgehens­
weisen der tschechoslowakischen Exilregierung kritisiert, nicht einmal deren Reak­
tion auf die Entdeckung der Massengräber bei Katyn oder Benešs Verhalten bei seinen 
Gesprächen mit Stalin und Molotov in Moskau im Dezember 1943. Dagegen ver­
urteilt er die Ziele und Politik der polnischen Exilregierung. Für deren Motive und 
Probleme hat Valenta noch weniger Verständnis als ihre zeitgenössischen tschechi­
schen Verhandlungspartner. 

Großbritannien und bis zu seiner Kapitulation auch Frankreich drängten die Exil­
polen und -tschechen zu einer engeren Zusammenarbeit mit dem Ziel einer Nach­
kriegskonföderation. Die Westmächte seien von der falschen Vorstellung ausgegan­
gen, meint Valenta, daß die „Balkanisierung" Ostmitteleuropas für das schnelle Vor­
dringen Deutschlands verantwortlich gewesen sei, nicht ihre eigene Abwendung von 
der Verteidigung der Nachfolgestaaten seit der Konferenz von Locarno. Den Beitrag 
der Staaten des „Neuen Europa" zu dieser Entwicklung erwähnt Valenta nicht, näm­
lich die fehlende Solidarität gegenüber den Flügelmächten und die heftigen nationalen 
Auseinandersetzungen um zum Teil kleine und kleinste Grenzgebiete. So nutzten in 
den Jahren 1920 und 1938 die Tschechoslowakei und Polen jeweils die Notlage des 
Nachbarn zu Gebietsgewinnen. Im Exil schien deshalb ein Neuanfang nötig und mög­
lich. Sikorski war dazu umso leichter bereit, als er in den Jahren 1926 bis 1938 keine 
politische Rolle gespielt hatte: Schon im ersten Gespräch mit Beneš verurteilte er 
die Tschechoslowakei-Politik Pilsudskis und der Sanacja. Beneš hatte dagegen die 
Außenpolitik seines Landes seit 1918 ohne Unterbrechung bestimmt und ließ nicht 
den leisesten Zweifel an der Berechtigung aller seiner Schritte gegenüber Polen zu 
(siehe u.a. Dok. 71). 

Die polnische Exilregierung war an einer Konförderation beider Staaten durch­
gängig stärker interessiert als ihr tschechoslowakischer Partner. Die Pläne konnten an 
Vorbilder in der Geschichte Polens anknüpfen. Allenfalls in Verbindung mit der 
Tschechoslowakei, möglichst auch mit Litauen, konnte Polen ein Gegengewicht gegen 
Rußland bilden, wenigstens einen Teil der sowjetisch besetzten Gebiete zurückge­
winnen und die gefürchtete Sowjetisierung verhindern. Valentas Behauptung, daß die 
polnische Exilregierung „rigoros" auf der Wiederherstellung der 1921 in Riga gezoge­
nen Grenze bestanden habe, stimmt weder mit dem Forschungsstand überein, noch 
wird sie von den abgedruckten Quellen bestätigt (vgl. Dok. 21, 23, 25, 34, 117 u. a.). 
Auf Wilna und Lemberg konnte aber auch die ehemalige Opposition gegen Pilsudski 
und die Sanacja, die jetzt die Exilregierung dominierte, nicht verzichten. Die Sowjet­
union war jedoch zu keinerlei Kompromiß in der Frage ihrer Westgrenzen bereit. 

Durch die Dokumentensammlung möchte Valenta der „Verzerrung besonders der 
tieferen Beweggründe" der tschechoslowakischen Regierung entgegenwirken. Diese 
ließ sich auf die Verhandlungen über eine Konförderation ein, wie Fierlinger im Okto­
ber 1940 treffend bemerkte, da die Engländer drängten und sie im Falle von Friedens­
verhandlung „nicht allein dastehen" wollte (Dok. 27). Beneš betonte immer wieder, 
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daß die Tschechoslowakei einer Konföderation als „Ganzes" beitreten müsse. Dies 
erscheint Valenta auch nach der inzwischen erfolgten Trennung von den Slowaken als 
„banale Selbstverständlichkeit". Vor allem aber hob Beneš stets die „Russophilie" und 
die angebliche Immunität der Tschechen gegenüber dem Kommunismus hervor und 
sprach sich gegen die Wiederherstellung der Rigaer Grenze aus. In bezug auf das 
umstrittene Teschener Gebiet war er zeitweise zu einem kleinen Zugeständnis bereit, 
nämlich der Abtretung von Freistadt/Fryštát (Dok. 26). Kompromisse wurden aber 
auch von polnischen Politikern angeboten, worauf Valenta in seiner Einleitung nicht 
eingeht. Der Sozialist Adam Pragier z.B. schlug vor, die beiden Grenzregelungen 
von 1920 und 1938 für ungültig zu erklären und anschließend eine ethnographische 
Grenze zu ziehen (Dok. 49), und der polnische Botschafter Tarnowski war der Mei­
nung, die Konföderationspartner könnten das Teschener Gebiet als Kondominium 
verwalten (Dok. 88). 

Die Deklaration beider Regierungen vom 19. Januar 1942, nach dem Kriege die Bil­
dung einer Konföderation anzustreben, stieß sofort auf sowjetische Kritik. Alexander 
Bogomolov, der sowjetische Botschafter bei den Exilregierungen, bombardierte die 
tschechoslowakischen Exilpolitiker in zahlreichen in der Sammlung dokumentier­
ten Gesprächen mit Einwänden gegen den Konföderationsplan, bis er schließlich am 
15. Juli 1942 Jan Masaryk offiziell mitteilte, daß seine Regierung sowohl die polnisch­
tschechoslowakische wie auch jede andere Föderation ablehne. Nur wenn Polen sich 
mit Rußland einige, d.h. eben auch, nur wenn die polnische Regierung auf die sowje­
tischen Gebietsforderungen eingehe, gebe es Chancen zur Verwirklichung des Kon­
föderationsplans, erklärte Beneš seinen polnischen und sowjetischen Gesprächspart­
nern. Als Ausweg aus der Sackgasse bot er im November 1942 den Abschluß eines 
Beistandsvertrages beider Staaten gegen Deutschland an, verlangte dafür aber von den 
Polen einen Verzicht auf das Teschener Gebiet (Dok. 150). Im Januar 1943 lehnte die 
Sowjetregierung jedoch auch diesen Vorschlag ab. Als die Sowjetunion nach der Ent­
deckung der Leichen polnischer Offiziere bei Katyn und dem polnischen Untersu­
chungsantrag an das IRKdiediplomatischenBeziehungenzurpolnischenRegierungab-
brach, beeilte sich ihr bisheriger Verhandlungspartner, die Gespräche über eine Kon­
föderation auch öffentlich für unterbrochen zu erklären, und übernahm der Staatsrat, 
das tschechoslowakische Exilparlament, im Streit um Katyn die sowjetische Position. 

Die Herausgeber haben alle zur Zeit innerhalb der Tschechischen Republik verfüg­
baren Bestände ausgewertet, nämlich das sog. Londoner Archiv Benešs, die Nachlässe 
Smutnýs, Klecandas und Ripkas, die Akten des Präsidiums des Ministerrats, Außen­
ministeriums und Staatsrats des Exils. Nur zehn der 208 abgedruckten Dokumente 
wurden aus früheren Veröffentlichungen übernommen. Wiedergegeben werden Pro­
tokolle und Vermerke über Gespräche auf verschiedenen Ebenen, sodaß ein dichtes 
Bild der tschechoslowakisch-polnischen Beziehungen während des Krieges entsteht. 
Šťovíček nennt allerdings eine ganze Reihe von Gesprächen, über die er keine Auf­
zeichnungen gefunden habe. Schließlich haben die Herausgeber aus Benešs unveröf­
fentlichten Memoiren jenen Teil über die Verhandlungen mit Polen abgedruckt sowie 
eine Karte, auf der Stalin und Beneš während ihrer Verhandlungen im Dezember 1943 
die Vorschläge zur Revision der Vorkriegsgrenzen Polens und der Tschechoslowakei 
eingetragen hatten. 
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Die Herausgeber haben in einigen wenigen Fällen versäumt, unklare Aussagen der 
Dokumente zu erläutern, wie z.B. „lateinische Union" (S.39) oder „ungarische 
Organisation B . C . D . " (S.42). Auch werden Hinweise auf andere Quellen nicht 
immer erklärt: So bleibt z.B. offen, was auf der „Seite 14" eines Berichts von Papée 
steht (S. 35), wann „unsere letzte Diskussion" stattgefunden (S. 51) oder was Beneš in 
Aberdeen gesagt hat (S. 164). Hinweise auf parallele, auch veröffentlichte polnische 
Dokumente fehlen völlig. Ein Personenregister erschließt den Bestand. 

Die Sammlung kann auch als Fundgrube für das antipolnische Geschichtsbild 
zumindest des tschechischen Exils genutzt werden und erklärt, warum ein Neuanfang 
im Exil auch ohne sowjetischen Einspruch kaum möglich war. 

Düsseldorf D e t l e f B r a n d e s 

J ech, Kareil Kap lan, Karel (Hrsg.): Dekrety prezidenta republiky 1940-1945 .Doku­
menty [Die Dekrete des Präsidenten der Republik 1940-1945. Dokumente]. 

Ústav pro soudobé dějiny AV ČR, Praha/Doplněk, Brno 1995,1071 S. 

Die Dekrete des Präsidenten der Republik sind Rechtsnormen mit provisorischer 
Gesetzeskraft, die auf Vorschlag der Regierung ohne Mitwirkung einer gesetzgeben­
den Körperschaft im Exil des Zweiten Weltkriegs und anschließend nach der Rück­
kehr in die Heimat bis zur Konstituierung des Parlaments erlassen wurden. Sie sollten 
ihre Geltung verlieren, wenn sie nicht nachträglich vom Parlament bestätigt werden. 
Beneš hat von dieser sich selbst erteilten Vollmacht im Exil in 45 und in der Heimat in 
98 Fällen Gebrauch gemacht. Von den außerhalb des Staatsgebiets erlassenen Dekreten 
wurden nach der Rückkehr nur sieben sieben in Geltung belassen. Dekrete durften nur 
wenn dies unumgänglich erforderlich war, erlassen werden. In einer Ansprache am 
11. Dezember 1940 hat Beneš angekündigt, so wenig wie möglich an den Bestimmun­
gen der Ersten Republik ändern und die erforderlichen Änderungen im Geist der Ver­
fassungsurkunde und der bisherigen Gesetzgebung der Tschechoslowakei vornehmen 
zu wollen. Nach der Rückkehr wurden die Dekrete des Präsidenten die normale Form 
der laufenden Gesetzgebung, allein im Oktober 1945 wurden 50 Dekrete erlassen, 
davon 23 am letzten Tag, an dem diese Möglichkeit bestand, am 27. Oktober. 

In der Praxis wurde zwischen einfachen und Verfassungsdekreten unterschieden, 
und als Verfassungsdekrete jene bezeichnet, mit denen die Verfassungsurkunde aus 
dem Jahr 1920 abgeändert wurde. Ein unterschiedliches Verfahren bei ihrer Erlassung 
war nicht vorgesehen. Verfassungsdekrete konnten wie einfache Dekrete durch ein­
faches Gesetz aufgehoben oder abgeändert werden. Erst das Verfassungsgesetz vom 
28. März 1946 hat bestimmt, daß Verfassungsdekrete vom Zeitpunkt ihrer Erlassung 
als Verfassungsgesetze zu betrachten sind. 

Im vorliegenden, vom Institut für Zeitgeschichte der Akademie der Wissenschaften 
der Tschechischen Republik und dem Staatlichen Zentralarchiv in Zusammenarbeit 
mit der Kanzlei des Präsidenten der Republik herausgegebenen, mit Unterstützung 
der Konrad-Adenauer-Stiftung veröffentlichten Werk werden, 44 der wichtigsten 
Dekrete abgedruckt, die für die Entstehung der tschechoslowakischen Staatsordnung 
im Exil, die Rechtskontinuität, die Nachkriegsentwicklung, das Verhältnis von Tsche-


